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Dringliche Anordnung des Oberbürgermeisters der' Stadt Nürnberg 
g~m. Art 37 Abs. 3 GO 

Betreff: Anniietung Aalener Str. 30-45 als Hort 

Sachbehandlung: Referat VlJugendamt 

I.	 Sachverhalt 
Der RNA hat in seiner Sitzung am 06.02.13 der Anmietung des o.g. Objektes dem 
Grunde nach zugestimmt. In den Mietkosten ist ein monatlicher Umbauköstenzuschlag 
i.H.v. 517,00 €1 (= Gesamtkosten - Zuschüsse - 40.000 € f;igenanteil, verteilt auf 300 
Mieten) enthalten. Die~er wyr(je entsprechend der Annahme berechnet; dass der Frei­
staat Bayern 4l'Jd(jie Stadt. Nümberg j~weils einen Zuschu§s LH.v. 40 % der zuw~n­
dungsfähig~n Kostel'JgE)wä~ren.Na.ch neuesten Erkenntnissen will sich der Freistaat 
aber nicht mit 40%~erzlM(elldungsfähigen Kosten, sondern mit 40% des kommunalen 
Baukostenzuschusses ~etejligen. 
W~nncli~ ~tadt Nüm~.er~ ihren ·Fö~eranteil.nicht.~rhöhtJ erhöht sich der Förderanteil 
de!!i F~is!Bats' f;J~rE)rneb~nfalls nicht. 'Nach der Altregelung lag dE)r Anteil d~r stadt am ( 
BaukoStenzu~ghuss bei 49%' der zuwendungsfähigen Kost~n (bzw, 60% von 2/3'der 
zuweJlgungsf~higE)11Ko!)t~n). .. . 
Um den in der RWp'-Vorlf:l~e E)nthal!en monatligh~n Umbaukpstenzusghlag zu errei­
chen, müsste die ~!adt Nümberg einen kommunalen Baukostenzuschuss i.H.v. ~O% 
festlegen. Von diesen 80% Übemi!TU'!"t der Freistaat Bayern 40% (also 32% von 100%) 
und die Stadt 60% von 80% (also 48% von 100%). 
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Beteiligung der 
Stadt i.H.v. 40% '. 

der' zuwendungs­
fähiaen Kosten 

Beteiligung dE)r 
stadt i.H.v.,48% 
der zuwerlqung.s­
fähigen.Kosten 

Differenz 

GesamtkostenZ 851.424,59 € 851.424,59 € 

Davon grundsätzlich 
zuwendungsfähig 

765.584,86 € 765.584,86 € , 

Kommunaler 
Baukostenzuschuss 

510.389,91€ 612.467,88€ 102.077,97 € 

.Davon Anteil 
Stadt NLirnberg 

3.06.233,~4 € 367.480,72 € 
. 

ß1.246,78€ 

Davon·Anteil 
Freistaat Bayern 

204.155,96 €, 244.987,15 € 40.831,19€ 

Uberhangkostenzuschuss 42.919,87€ 42.919,87€ 

Nicht umlagefähiger 
E;genanteil der Investor;n 

40.000,PO€ 40.000,00€ 

Umlagefähiger Eigenanteil 
der Investorin 

258.114,81 € 156.036.84 € 102.077,97 € 
, 

Mon.atlicher' 
UmbaukostenzuschlaQ 

860,OO€ 520,OO€ 340,OO€ 

Die Berechnung zeigt. dass sich im vorliegenden Fall der kommunale Baukostenzu,:, 
schuss um 102.077,97 € reduziert, wenn nicht die Stadt NOrnb~rg ihren Zuschussanteil 
um 61.246,78 € erhöht. . 

1 Gern:Kosfenschätzung voI,1l 09.01.2013 
2 Gern. Kostenschätzung vom 30.01.2013 



Durch eine Reduzierung des kommunalen Baukostenzuschusses um 102.077,97 € er­
höht sich der Eigenanteil der Investorin um 102.077,97 €. Dieser Betrag WOrde ent­
sprechend der bisherigEm Verhandlungen 1:1 auf die Miete umgelegt. Verteilt auf 300 
MOnatsmieten ergibt sich so eine Mietsteigerung um 340 € monatlich.. Wenn sich dIe 
Miete in dem Maße erhöht, müsste der Sachverhalt erneut dem RWA vorgelegt wer­
den.. 
Um.die Miete auf eine noch vertretbare Höhe zu begrenzen, möchte LA mit der Eigen­
tÜmerin vereinbaren, den umlagefähigenEigenanteii auf maximal 154.995,53 € zu de­
ckeln. In diesem Fall würden die '102.077,97 € nicht auf die Miete umgelegt, sondern 
wären komplett von der Investoriri zu trag~n. In der Fqlge wäre es nach den bisherigen 
Verhandlungen nicht unwahrscheinlich, dass die Ipvestqrin von der Maßnahme Ab­
stahd nimmt und die geplanten und dringend benötigten 50 Hortplätze nicht zu Stande 
kommen. 

Es wird genehmigt, dass die Stadt Ihren Zuschussanteil von 40% der zuwendungsfähi­
gen Kosten auf 48% der zuwendungsfähigen Kqsten., d.h. um 61.246.78 € erhöht. Der 
Freistaat Bayern erhöht dann entsprech~nd seinen Zuschussanteil um .40.831,19 € und 
die Mietkosten bleiben so, wie in der RWA-Voriage vorgesehen. 

( 

Begründung der Dringlichkeit:
I . 

Die Entscheidung eilt sehr, da erst wenn entschieden ist, wie hoch der kommunale 
Bl:l.ukost~nzuschuss in diesem Fall ist, d~rZusghus~antrag'l:>ei derR~~ierung gestellt 
werdenkann: Di~ für den AntragJerford~rlichen Unt~na9~rLljegen s~it dem 18.0t.2013 
bei J-.;or. Di~ Be:teiligten gehen eigentlich davon aUs,.dass u"}ge~el'!d der Antrag bei 
der Regierung ~estellt wird. Vor Erteilung des Zus~hl;!~sbesctl~ids darf mit der Bau­
ma.ßn~hm~ night b~onnen werden~ Nach 'd~lTl~ktu~III::m'f~itplan ist die ElaufertigsteJ­
14ng für Mitt~ Sept~mber 2013 ~epl~nt. Voraus~ic~.!lich kqont~n dann !)pätesten~ ab 
Dez:e"1~~r ca. 50 Hl:.?rtki'l~~r in der Aal~herstra~el:>~treut~erden.B~i .einer späte~n 
Fertigstellung qerUmbap"1~ßnahme wäre i1~~r den I:>i$h~rigen Erfah~ngen mit grö­
ßeren ~elegu'lg$schwierigke.itenzu rechnen, da Eltern. i.lnd~l!!) Jugenq~mt nur für ei­
nen I:>.egren,tten Zeitraum ab Sch4ljahresgegi~n eine NotbetreUl.mg org;:misieren kön­
nen. EineUhteraushf~stul1g würde dann wiederum zu entsprechenden Zuschussaüsfäl­
len im lal,lf~nden&~triebsjahrführen. . 
Für den. nahegeJ~genen kommunalen Hort in der Zweibruckner Straße gibt es für das 
kommende Schuljahr 33 Hortabsagen an Eltern, die Interesse an ei'nem Platz in der 
Aale~er Straße gezeigt haben. Darüber ~inaus besuchen derzeit .15 Kinder aus der 
Zweibrückner Str:aße den Zentralhort Weitinger Straße, der Wectlselwunsch ist groß. 

Da eine Behandlung im Stadtrat kurzfristig nicht möglich ist, erfolgt die Entscheidung 
mit DringHchkeitsanordnung. Diese Anordnung ist dem Stadtrat in seiner nächsten Sit­
zung durcil1 Aufla~e bekanntzugeben.·' . 
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Ref. V/J zur weiteren verwendu& . 
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Nürnberg, 26.0~.2013
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StellUng~me 
Antw. va A s,z,K. 
Antw:.i, nterschriftvarl.. 
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